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ie Herausforderungen europäischer 
Strukturwandelregionen auf ihrem 
Weg zu einer nachhaltigen Entwick-
lung haben in den vergangenen Jah-

ren erhöhte Aufmerksamkeit erhalten. Sowohl der 
deutsche als auch der polnische Teil der Lausitz 
stehen unter einem erhöhten Transformations-
druck. Der Ausstieg beziehungsweise die Reduk-
tion der Kohleverstromung soll sowohl durch EU-
Förderprogramme, beispielsweise unter dem Dach 
des Europäischen Green Deals, als auch durch nati-
onale Förderprogramme abgefedert werden.

Der kürzlich beschlossene EU-Mechanismus für 
einen gerechten Übergang (Just Transition Mecha-
nism) soll zu einem nachhaltigen Strukturwandel 
auf dem Weg zur Klimaneutralität beitragen, in-
dem er die Auswirkungen auf die Beschäftigten 
abmildert und zu einer Diversifizierung der Wirt-
schaft in den am stärksten betroffenen Gebieten 
beiträgt. Die dadurch zur Verfügung stehenden 
Mittel sollten unter Mitgestaltung regionaler Sta-
keholder in der Lausitz zielgenau und ergänzend zu 
nationalen Maßnahmen eingesetzt werden. 

In verschiedenen Politikfeldern stehen zudem weitere 
Fördermöglichkeiten zur Verfügung, die dazu geeignet 
sind, die Region stärker zusammenwachsen zu lassen. 
Hier sind insbesondere auch solche Programme von 
Interesse, die projektbasiert beantragt werden können 
und nicht unter mit nationalen Regierungen geteilter 
Mittelverwaltung stehen. Durch vertiefte politische 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit sowie einen en-
geren Erfahrungsaustausch kann das Zusammenwach-
sen der Region beschleunigt und der Strukturwandel 
erfolgreich und nachhaltig gestaltet werden. Dabei gilt 
es jedoch, einige praktische Hürden in der Grenzregion 
zu überwinden.

Die primären Ziele beim Einsatz zur Verfügung ste-
hender EU-Fördermittel bestehen darin, die sozialen 
Folgen des Übergangs abzufedern und einen gerechten 
Strukturwandel auf allen Ebenen zu erreichen. Alle 
Maßnahmen müssen dabei den Nachhaltigkeitszielen 
und insbesondere der Klimaneutralität dienen.
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  Empfehlung Nr. 1: 
Den EU-Mechanismus für einen gerech-
ten Übergang (JTM) partnerschaftlich 
zur Förderung eines nachhaltigen 
Strukturwandels nutzen.
Der JTM – und insbesondere der Just 
Transition Fund (JTF) – sollte zur Gestal-
tung eines ausgewogenen sozialen und 
wirtschaftlichen Übergangs genutzt 
werden, wobei die Unterstützung von 
Arbeitnehmenden sowie Investitionen in 
Unternehmen und Gründungsinitiativen 
im Zentrum stehen. Die Möglichkeiten 
des Programms InvestEU sowie der 
öffentlichen Darlehensfazilität sollten 
verstärkt genutzt werden. Auf polnischer 
Seite sollte der Kohleausstieg im Turów-
Revier ausgehandelt und beschlossen 
werden, damit die gesamte Grenzregion 
von JTM-Förderungen profitieren kann. 

  Empfehlung Nr. 2: 
Akteure in der Lausitz sollten die Mög-
lichkeiten weiterer EU-Förderprogram-
me nutzen, die nicht unter geteilter 
Mittelverwaltung mit den jeweiligen 
Nationalregierungen stehen.
Insbesondere Programme wie die Connec-
ting Europe Facility, der Innovationsfonds, 
LIFE, oder Programme der Forschungs- 
förderung kommen hierfür in Frage. 

  Empfehlung Nr. 3: 
Praktische Barrieren für die Zusammen- 
arbeit in der grenzübergreifenden 
Strukturwandelregion Lausitz beseitigen.
Enge Kooperation, gegenseitiges Lernen 
und gemeinsame Projekte machen den 
Strukturwandel grenzübergreifend 
erfolgreicher. Notwendig sind dafür etwa 
Maßnahmen zur Verminderung von 
Sprachbarrieren und eine erhöhte Zugäng-
lichkeit und Verständlichkeit europäischer
Förderprogramme. Das INTERREG-Pro-
gramm sollte ausgebaut und vereinfacht 
zugänglich gemacht werden.

Handlungsmöglichkeiten für die polni-
sche und deutsche Lausitz im Wandel 

D



Grenzübergreifend stellen sich ähnliche Herausfor-
derungen, da die polnischen, deutschen und tschechi-
schen Teile1 der Lausitz einen maßgeblich durch den 
Kohleausstieg geprägten Strukturwandel bewälti-
gen müssen (Agora Energiewende & Forum Energii, 
2020). Sowohl die Abhängigkeit von der Braunkohle-
verstromung als auch die periphere Lage der Region 
rufen spezifische Probleme hervor, die sich von denen 
in anderen Strukturwandelregionen in Europa unter-
scheiden. 

Die Ausgangslage in der deutschen Lausitz

Die Situation in den Teilregionen der Lausitz stellt 
sich differenziert dar. In Deutschland hat die Bun-
desregierung entschieden, bis spätestens 2038 alle 
Kohlekraftwerke und Tagebaue zu schließen. Aktu-
elle ökonomische, rechtliche und politische Entwick-
lungen machen einen früheren Kohleausstieg aber 
wahrscheinlich2. Als Folge des sogenannten Kohle-
kompromisses erhalten betroffene Bundesländer und 
Regionen Strukturhilfen aus Bundesmitteln. Sachsen 
und Brandenburg können daraus bis 2038 insgesamt 
17 Milliarden Euro für die Lausitz erhalten. Aktuell 
werden die ersten Strukturwandelprojekte aus die-
sen Mitteln entwickelt und bewilligt. Innerhalb der 
Region gibt es Auseinandersetzungen darüber, wel-
che Kommunen und Akteure von den vorgesehenen 
Förderungen in welchem Maße profitieren sollen. Die 
Bundesländer Sachsen und Brandenburg haben für 
die Strukturwandelförderung jeweils eigene Prozes-
se entwickelt.3 Ein umfangreicherer Überblick über 
aktuelle Governanceprozesse im Strukturwandel 
findet sich u.a. bei Herberg et al. (2020). 

Die Ausgangslage in der  
polnischen Lausitz

Da bisher in Polen keine auf die Kohleregionen zuge-
schnittenen Fonds existieren (Mazurkiewicz et al., 
2021), wird der Strukturwandel bisher größtenteils 
durch EU-Mittel gefördert. Dies gilt auch für die Woi-
wodschaft Niederschlesien, in der sich der polnische 
Teil der Lausitz befindet. Da diese Region im neuen 
Mehrjährigen Finanzrahmen der EU künftig als 
Übergangsregion eingestuft wird (vorher: weniger 
entwickelte Region), ergeben sich von nun an gerin-
gere Förderquoten durch die EU-Strukturfonds in 
geteilter Mittelverwaltung. Kürzlich wurde ein Ge-
sellschaftsvertrag zwischen Nationalregierung und 
Gewerkschaften geschlossen, der das polnische Koh-
leausstiegsdatum für 2049 festsetzt und öffentliche 
Beihilfen für den Bergbau in diesem Zeitraum sowie 
Sozialleistungen für Bergbaubeschäftigte vorsieht. 
Auf Grund staatlicher Beihilfen für bestehende Ta-
gebaue ist die Zustimmung der Europäischen Kom-
mission zum polnischen Gesellschaftsvertrag jedoch 
höchst unwahrscheinlich.

Überschattet werden die Entscheidungen in der pol-
nischen Lausitz vom Konflikt um die Verlängerung 
der Konzession für den Kohleabbau im regionalen 
Haupttagebau Turów und den Betrieb des Kraft-
werks Bogatynia. Nach dem Willen der polnischen 
Nationalregierung soll hier noch bis 2044 Braunkohle 
gefördert und verstromt und somit die Transforma-
tion hinausgezögert werden. Tschechien hat gegen 
die Entscheidung, die Konzession der Mine zu ver-
längern, beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) ge-
klagt. Anlass dafür sind die durch den Kohlebergbau 

Die deutsche und polnische Lausitz  
im Strukturwandel
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1 Dieser Beitrag fokussiert sich auf den Strukturwandel in der polnisch-deutschen Grenzregion, wobei auch der  
 angrenzende tschechische Teil der Region vor vergleichbaren Herausforderungen steht (Schulz & Schwartz-  
  kopff, 2018).
2 Das Ergebnispapier der Sondierungen zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP strebt den Ausstieg  
  aus der Kohleverstromung „idealerweise […] bis 2030“ an.  
3 Das Lausitzprogramm der Landesregierung Brandenburg findet sich unter https://lausitz-brandenburg.de/ 
  wp-content/uploads/2020/09/Lausitzprogramm-2038_20200914.pdf, das Handlungsprogramm der Landes- 
  regierung Sachsen unter https://www.strukturentwicklung.sachsen.de/download/Handlungsprogramm.pdf
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verursachten Schäden für tschechisches Grundwas-
ser. Im Mai 2021 hat der EuGH eine einstweilige An-
ordnung erlassen, wonach Polen die Mine in Turów 
schließen muss. Dieser Verfügung ist die polnische 
Regierung trotz Strafandrohung bisher nicht nachge-
kommen. Diese Weigerung ist auch vor dem Hinter-
grund der aktuellen Auseinandersetzungen über die 
rechtsstaatliche Lage in Polen zu betrachten.  

Die Bedeutung europäischer Struktur- und 
Investitionsfonds

Eine wichtige Rolle für die bisherige Strukturför-
derung in den betroffenen Regionen spielen euro-
päische Unterstützungsmaßnahmen, die teilweise 
in den einzelnen Mitgliedsstaaten, teilweise grenz-
übergreifend wirksam sind. Dabei sind insbesondere 
die Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) für 
strukturschwache Regionen von Bedeutung. Diese 
werden in Deutschland auf Ebene der Bundesländer 
(Sachsen, Brandenburg) priorisiert und verwaltet, in 
Polen auf der Ebene der Woiwodschaften. Die Mittel-
verwendung und Zielerreichung wird in den Regio-
nen von gemeinsamen Begleitausschüssen unter Be-
teiligung gesellschaftlicher Stakeholder überwacht. 
Die ESI-Fonds zielen nicht ausschließlich darauf ab, 

den Kohleausstieg gerechter zu gestalten4, sondern 
konzentrieren sich eher auf eine breitere Struktur-
hilfe, um das Entwicklungsniveau der Regionen Eu-
ropas anzugleichen. Die Förderungen werden jeweils 
im mehrjährigen Finanzrahmen (MFF) der EU fest-
gesetzt. Mit dem Übergang zwischen den Förderpe-
rioden 2014 – 2020 und 2021 – 2027 geht aktuell eine 
gewisse Unsicherheit und Diskontinuität einher.

Zu den ESI-Fonds gehört der Europäische Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE), der Europäische So-
zialfonds (ESF+), der sich direkt mit der Höherquali-
fizierung von Arbeitskräften befasst, sowie der Euro-
päische Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ELER)5. Diese ermöglichen 
nicht nur eine Vielzahl von jeweils separat verwalte-
ten Projekten, sondern speisen auch die grenzüber-
greifenden INTERREG-Projekte (Europäische Ter-
ritoriale Koordinierung). Mit INTERREG werden 
viele kleinteilige Kooperationsvorhaben gefördert. 
Auch die Euroregionen als Kompetenzzentren für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit, von denen 
sich zwei auf die Lausitz erstrecken, werden hieraus 
gefördert. Dabei sind vor allem die Säulen zur grenz-
überschreitenden (INTERREG A) und interregiona-
len Förderung (INTERREG C) für die Lausitz von 
Bedeutung. 

4 Ein Überblick über die für Kohleregionen relevanten Förderoptionen findet sich unter anderem bei Wehnert  
  et al. (2018) sowie in einer Studie des European Parliamentary Research Service (2019).
5 Aus ELER wird beispielsweise auch das LEADER-Programm finanziert, das die wirtschaftliche Entwicklung  
 in ländlichen Regionen fördern soll. Es wird in der Lausitz intensiv genutzt.

Abbildung 1:  
Die für die Lausitz  
relevanten Europäischen 
Struktur- und Investitions-
fonds. 

INTERREG A, B, C – Europäische Territoriale Koordinierung
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Da der Wandel hin zu einem nachhaltigeren Energie-
system gesamteuropäisch gelingen muss, engagiert 
sich die EU in den letzten Jahren verstärkt dafür,  
die teilweise erheblichen regionalen Auswirkungen  
abzufedern. Das sichtbarste Beispiel ist der Mecha-
nismus für einen gerechten Übergang (JTM). Dieser 
adressiert die sozialen Verwerfungen, die durch das 
Klimaneutralitätsziel 2050 regional entstehen kön-
nen. Wir empfehlen, diesen Wandel nicht nur durch 
finanzielle Umverteilung zu flankieren, sondern auch 
gerechte Verfahren und gleiche Anerkennung für alle 
Betroffenen sicherzustellen (Gürtler et al. 2021). Der 

Mechanismus ist ein Schlüsselelement des europä-
ischen Green Deal und knüpft gleichzeitig an Akti-
vitäten wie die EU-Plattform für Kohleregionen im 
Wandel an6. Er besteht aus drei Säulen: einem neuen 
Fonds für einen gerechten Übergang (Just Transition 
Fund, JTF), einem InvestEU-Programm für einen 
gerechten Übergang, und einer neuen Darlehensfazi-
lität für den öffentlichen Sektor. Wir empfehlen den 
Regionen in der Lausitz, die verschiedenen Säulen des 
Mechanismus‘ für die Bewältigung des Strukturwan-
dels zu nutzen und dabei regionale und kommunale 
Akteure partnerschaftlich einzubinden. 

Den EU-Mechanismus für einen  
gerechten Übergang (JTM) partner- 
schaftlich zur Förderung eines  
nachhaltigen Strukturwandels nutzen

6 In dieser Plattform wurden auf Initiative der Europäischen Kommission seit 2017 Austausch, technische Hilfe  
  und regionenübergreifende Stakeholderdialoge ermöglicht. Sie wurde im Sommer 2021 um die Plattform für  
  einen gerechten Übergang ergänzt. Akteure aus der polnischen und deutschen Lausitz haben von Beginn an  
  aktiv an den Arbeitsgruppensitzungen und politischen Dialogen der Plattform teilgenommen.

Abbildung 2:  
Die drei Säulen  
des Mechanismus  
für einen gerechten  
Übergang (JTM)

Europäische Strukturwandelförderung für die deutsch-polnische Grenzregion

Mechanismus für einen gerechten Übergang

  Zuschüsse („grants“) 

  EU

  17,5 Milliarden €*

  Private Investitionen anziehen

  EU & European  
Investment Bank

  Soll bis zu 45 Milliarden €  
generieren

  Darlehen („loans“)

  EU & European  
Investment Bank

  11,5 Milliarden €**

  * Davon 7,5 Milliarden € aus EU-Budget und 10 Milliarden € aus Next Generation EU
** Davon 1,5 Milliarden € aus EU-Budget und 10 Milliarden € von der EIB

Technische Unterstützung

Unterstützung staatlicher Beihilfen

Fonds für einen  
gerechten Übergang  

(JTF)

InvestEU 
(Teil des größeren  

InvestEU-Programms)

Darlehensfazilität 
für den  

öffenlichen Sektor

Fördergeber:

Gesamtvolumen:



In Polen sind die Arbeiten an den TJTPs bereits ab- 
geschlossen. Diese wurden partnerschaftlich erarbei-
tet. Insbesondere in Niederschlesien (wozu die polni-
sche Lausitz zählt) haben neben den lokalen Behörden 
zivilgesellschaftliche Stakeholder, Unternehmensver-
bände und Forschungsinstitute aktiv an den Arbeits-
gruppensitzungen für die Vorbereitung des TJTPs 
teilgenommen. Allerdings wird die polnische Lausitz 
auf Grund des verschleppten Wandels in Túrow vor-
erst nicht für den JTF berücksichtigt werden können. 

Parallel zu den regionalen TJTPs erarbeitete das pol-
nische Klimaministerium einen nationalen Plan für 
einen gerechten Übergang, angeblich um Kohärenz 
und Komplementarität zwischen TJTPs und anderen 
strategischen Dokumenten zur Klima-und Energie-
politik zu gewährleisten. Dieser soll als Fahrplan für 
Regionen bei der Entwicklung und Umsetzung der 
TJTPs fungieren. Ein solcher nationaler Plan ist in der 
JTF-Verordnung der EU explizit nicht vorgesehen. 
Fraglich ist, inwieweit diese Maßnahme auf nationaler 
Ebene zu einer weiteren Zentralisierung der Gover-
nance-Struktur bei der Umsetzung von TJTPs zu-
gunsten der Nationalregierung führen könnte. Auch 
die Genehmigungsfähigkeit seitens der EU-Kommis-
sion für einen sehr national geprägten Partnerschafts-
vertrag in Polen ist zumindest zu hinterfragen. 

In Deutschland haben das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie (BMWi) sowie die Bundes-
länder mit den Arbeiten an territorialen Übergangs-
plänen begonnen, die im ersten Halbjahr 2022 bei der 
EU-Kommission zur Genehmigung eingereicht wer-
den sollen. Während die Transformationsziele und 
-maßnahmen auf nationaler Ebene gebündelt werden, 
erarbeiten die betroffenen Bundesländer regional-
spezifische Strategien und Projekte. Wichtig für die 
Ausrichtung auf die am meisten betroffenen Regio- 
nen und somit für eine zielgenaue Programmierung 
(NUTS-2 Ebene) ist die effektive Einbindung regiona-
ler Akteure gemäß des Partnerschaftsprinzips und  
der entsprechenden Partnerschaftsvereinbarungen 
der Bundesländer.
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Der Just Transition Fund

Der Just Transition Fund (erste Säule) wird über 
geteilte Mittelverwaltung7 im Rahmen der EU-Ko- 
häsionspolitik verwaltet, d.h. Regionen und Natio- 
nalregierungen setzen die Mittel gemeinsam um. Ge- 
fördert werden können unter anderem Investitionen 
in und die Gründung neuer Unternehmen, Forschung 
und Innovation, Umweltsanierung, Investitionen in 
saubere Energien sowie nachhaltige lokale Mobilität, 
Umschulung von Arbeitnehmenden, Unterstützung 
bei der Arbeitssuche sowie der Umbau bestehender 
CO2-intensiver Anlagen8. Das Besondere am JTF ist, 
dass im Gegensatz zu nationalen Förderungen auch 
produktive Investitionen in Kleinst- sowie kleine und 
mittelständige Unternehmen (KMU) gefördert wer-
den können. Auch eine Förderung von Großunter-
nehmen ist unter bestimmten Bedingungen möglich, 
wobei wir empfehlen, die Bedingungen der Klimaneu-
tralität und des Schutzes einer erheblichen Anzahl von 
Arbeitsplätzen strikt einzuhalten. 

Insgesamt 19,3 Milliarden Euro werden für Kohle-, In-
dustrie- und anderweitig vom Strukturwandel betrof-
fene Regionen auf NUTS-2 Ebene bereitgehalten und 
müssen bis 2030 ausgegeben werden9. Daraus entfal-
len circa 3,5 Milliarden Euro auf polnische und circa 
2,48 Milliarden Euro auf deutsche Strukturwandelre-
gionen (Europäische Kommission, 2020). Die beiden 
Länder sind damit in Europa die beiden stärksten Pro-
fiteure dieser Maßnahmen. 

Partnerschaftliche Erarbeitung und Umset-
zung Territorialer Übergangspläne

Die Mitgliedsstaaten erstellen unter Einbindung der 
Wirtschafts- und Sozialpartner in den strukturwan-
delbetroffenen Gebieten sogenannte Territoriale Über-
gangspläne (Territorial Just Transition Plans, TJTP) für 
einen gerechten Strukturwandel. Dabei werden sowohl 
spezifische Entwicklungserfordernisse und -ziele für 
die jeweilige Regionen als auch Maßnahmen und Steue-
rungsmechanismen zur deren Erreichung dargelegt. 

7 Dies bezieht sich auf die enge Zusammenarbeit von nationalen, regionalen und lokalen Behörden und Interes- 
  senträgern. 
8 Der Anwendungsbereich der Unterstützung ist in Artikel 8 der Verordnung 2021/1056 des Europäischen  
  Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Fonds für einen gerechten Übergang aufgeführt. Welche      
  Möglichkeiten der Förderung konkret bestehen und genutzt werden, ist abhängig von nationalen und  
  regionalen Gegebenheiten. 
9 Ein Teil der JTF-Mittel stammt aus dem Programm Next Generation EU und muss bereits bis 2026 ausgegeben  
 werden.
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In Sachsen und Brandenburg werden aktuell Prozes-
se entwickelt, um Kommunen und gesellschaftliche  
Stakeholder an der Programmierung und Umset-
zung des JTFs zu beteiligen. Dabei wird im Freistaat 
Sachsen ein JTF-Unterausschuss im EFRE-Begleit-
ausschuss gebildet, in dem einschlägige Partner ein-
gebunden werden sollen. 

Die Bedeutung des Just Transition Fund  
für die Lausitz

Auf der polnischen Seite der Lausitz, in der Woiwod-
schaft Niederschlesien, ist zumindest im Landkreis 
Zgorzelec die Auszahlung von JTF-Mitteln von der 
Entscheidung über das Kraftwerk Turów abhängig  
(siehe Seite 8f.). Da im vom JTM abgedeckten Zeitraum 
bis 2027 kein Strukturwandel im Sinne eines angestreb-
ten Kohleausstiegs stattfindet, kann die Region auch 
nicht von JTM-Mitteln profitieren. Ungeachtet dessen 
wurde ein TJTP für die Woiwodschaft Niederschlesien 
– mit Blick auf die Region Wałbrzych südlich von Zgor-
zelec – fertiggestellt. Die aktuelle EuGH-Entscheidung 
bietet eine Chance für die polnische Nationalregierung, 
in einen neuen Dialog mit Tschechien zu treten und ein 
früheres Datum für die Stilllegung des Tagebaus fest-
zusetzen, um in kommenden Förderperioden auch für 
Zgorzelec Zugang zu JTF-Mittel zu erhalten. 

Für die deutschen Kohleregionen hat die Bundes-
regierung entschieden, dass die zusätzlich durch den 
JTF bereitgestellten Fördermittel in großen Teilen mit 
bereits zugesagten nationalen Förderungen im Rah-
men des Investitionsgesetzes Kohleregionen (InvKG) 
verrechnet werden sollen10. Sie können zwar in voller 
Höhe genutzt werden, jedoch werden 85  % der JTF-
Mittel auf die InvKG-Mittel angerechnet11. Die Landes-
regierung in Brandenburg und die Staatsregierung im 
Freistaat Sachsen haben die Pläne des Bundes zur Ver-
rechnung zunächst abgelehnt12, schlussendlich aber 
die nun getroffene Einigung akzeptiert. Die Europäi-
sche Kommission lehnt die Verrechnung ebenfalls ab 

(Europäisches Parlament E-000186/2021, 2021). Zu-
gleich sieht die Europäische Kommission aber keine 
Handhabe, gegen die Bundesregierung vorzugehen, 
da die JTF-Dachverordnung die Zusätzlichkeit nicht 
vorschreibe. Insgesamt wird somit der Einfluss dieser 
zusätzlichen Unterstützung beschränkt.

InvestEU und Darlehensfazilität

Im Gegensatz zum JTF (erste Säule), der jeweils separat 
in den Mitgliedsstaaten umgesetzt wird, sieht die zweite 
Säule des JTM die Förderung von grenzüberschreiten- 
den Projekten vor. InvestEU ist ein rückzahlbares Ins- 
trument u.a. für Darlehen, Garantien oder langfristige 
Anleihen und wird durch die Europäische Investitions-
bank (EIB) und die Europäische Kommission verwal- 
tet. Grundsätzlich können nachhaltige Investitionen in 
allen Sektoren gefördert werden. Wir empfehlen, bei-
spielsweise auch grenzüberschreitende nachhaltige In-
frastrukturprojekte damit umzusetzen. Diese können 
sowohl von natürlichen Personen als auch von Privat-
unternehmen, Nichtregierungsorganisationen, öffent-
lichen Einrichtungen und Öffentlich-Privaten Partner-
schaften direkt bei lokalen Banken beantragt werden. 
Zielgruppe sind weiterhin diejenigen Regionen, die in 
den TJTPs identifiziert wurden.

Die Darlehensfazilität für den öffentlichen Sektor 
(dritte Säule) sieht EU-Zuschüsse und Kredite durch 
die EIB lediglich für öffentliche Institutionen vor. Die 
Darlehensfazilität schafft Vorzugsbedingungen für 
die Kreditvergabe für Projekte, die nicht genügend 
Einnahmen generieren, um finanziell tragfähig zu 
sein. Für weniger entwickelte Regionen gibt es eine 
erhöhte Zuschusskomponente.

Unterstützung erhalten die Begünstigten von beiden 
Instrumenten durch das im Rahmen von InvestEU ein-
gerichtete Beratungszentrum. Auch hier kommt eine 
erhöhte Zuweisung für technische Hilfe den Projekt-
trägern in den weniger entwickelten Regionen zugute.

Europäische Strukturwandelförderung für die deutsch-polnische Grenzregion

10 BT Drucksache 19/24331, 2020
11 Gekürzt wird hierbei der sogenannte 2. Förderarm, in dem Projektes des Bundes umgesetzt werden. Konkret  
  bedeutet das, dass von den vorgesehenen 785 Mio. Euro für den Brandenburger Teil der Lausitz lediglich  
  118 Mio. Euro nicht angerechnet werden, von den ursprünglich 640 Mio. Euro für den sächsischen Teil lediglich  
  96 Mio. Euro. 
12 LT-Drucksache 7/2555, 2020
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Zusätzliche EU-Förderprogramme  
neben dem JTM nutzen

Da der JTF nicht in allen Teilen der grenzübergrei- 
fenden Lausitz gleichermaßen genutzt werden kann,  
empfehlen wir, andere europäische Förderlinien zu 
nutzen, um den Strukturwandel weg von der Kohle 
und hin zu einer nachhaltigen, diversifizierten Wirt-
schaftsstruktur vor Ort zu gestalten. Insbesondere, 
weil es in der Region Turów auf lokaler Ebene eine 
stärkere Motivation zur Transformation gibt als auf 
Ebene der polnischen Nationalregierung, muss der 
Fokus auf Programme verschoben werden, die nicht 
auf geteilter Mittelverwaltung mit den nationalen Re-
gierungen basieren. Diese Mittel garantieren außer-
dem Zusätzlichkeit und ermöglichen  die Förderung 
grenzüberschreitender Projekte.

Hierfür kommen beispielsweise die Connecting Eu-
rope Facility (CEF), das LIFE-Programm, mehrere 
Programme zur Forschungsförderung sowie der In-
novationsfonds in Frage. Zudem stehen auf Grund 
des Corona-Wiederaufbaufonds sowohl für neue als 
auch etablierte EU-Förderprogramme in den kom-
menden Jahren deutlich größere Summen zur Verfü-
gung, die zu mindestens 30 Prozent dem Klimaschutz 
zugutekommen sollen. 

Die Connecting Europe Facility (CEF) unterstützt 
die Entwicklung von Verkehrs-, Energie- und digita-
ler Infrastruktur innerhalb transeuropäischer Net-
ze. Besonders großer Wert wird auf die Verbindung 
von Regionen im Rahmen von grenzüberschreiten-
den Projekten gelegt. Im Energiebereich werden 
hier insbesondere grenzübergreifende Erneuerbare-
Energien-Projekte und Übertragungsnetze gefördert 
sowie die Energiemarktintegration vorangetrieben. 
Das Budget im Mehrjährigen Finanzrahmen der EU 
2021 – 2027 beläuft sich auf 42,3 Milliarden Euro, davon  
8,7 Milliarden Euro im Energiebereich. 

Des Weiteren ist das LIFE-Programm für die Lau-
sitz von Interesse, weil es Projekte in den Bereichen 
Umwelt-, Klimaschutz, und Energiewende fördert. 

Das neue LIFE-Programm 2021-27 ist mit 5,45 Milli-
arden Euro ausgestattet. Ein Subprogramm (1 Milli-
arde Euro) beschäftigt sich dabei mit dem Übergang 
zu sauberer Energieerzeugung. Das Programm zielt 
insbesondere auf Investitionen und ökonomische 
Aktivitäten in den Bereichen Energieeffizienz und Er-
neuerbare Energien ab. Der Fokus liegt auf der Trans-
formation in weniger entwickelten Regionen, in de-
nen nur schwer Mittel aus den ESI-Fonds absorbiert 
werden können. 

Horizon Europe, das EU-Programm zur Forschungs- 
und Innovationsförderung, verfügt über ein spezifi-
sches Cluster im Bereich Energie, Klimaschutz und 
Mobilität. Allein 2021 und 2022 stehen 5,8 Milliarden 
Euro für Energieforschung zur Verfügung. Horizon-
Projekte werden ausschließlich an Konsortien von 
Partnern aus verschiedenen Mitgliedsstaaten verge-
ben. Insbesondere für die Lausitz relevante Zukunfts-
bereiche wie die Wasserstoff- und Energieforschung 
spielen im Horizon Europe-Programm eine wichtige 
Rolle. 

Der Forschungsfonds für Kohle und Stahl (Research 
Fund for Coal and Steel, RFCS) unterstützt For-
schungs- und Innovationsprojekte in den Bereichen 
Kohle und Stahl. Er konzentriert sich auf Regionen, 
die sich in Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
des Just Transition Mechanismus befinden.

Sowohl die oben genannten Förderprogramme als 
auch die bereits diskutierten ESI-Programme werden 
im Rahmen der Bewältigung der Covid 19-Pandemie 
noch einmal aufgestockt. Der Mehrjährige Finanz-
rahmen (MFF) der EU, gekoppelt mit dem Wieder-
aufbaufonds (NextGenerationEU) als temporärem 
Instrument zur Bewältigung der Covid 19-Pandemie, 
wird das größte Konjunkturpaket sein, das jemals 
über den EU-Haushalt finanziert wurde. Es wird sich 
auf insgesamt 1,8 Billionen Euro belaufen.
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NextGenerationEU umfasst dabei auch 47,5 Milliar-
den Euro für REACT-EU (Recovery Assistance for 
Cohesion and the Territories of Europe). Diese Mittel 
werden u.a. dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem Europäischen Sozial-

Europäische Strukturwandelförderung für die deutsch-polnische Grenzregion

fonds (ESF) in den Jahren 2021-2022 zur Verfügung 
gestellt. NextGenerationEU wird zusätzliche Gel-
der für andere Programme wie Horizon Europe, In-
vestEU, oder ELER (ländliche Entwicklung) mit sich 
bringen. 
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13 Die hellblau hinterlegten Zeilen kennzeichnen Instrumente im Rahmen des Just Transition Mechanismus (erste,  
   zweite, und dritte Säule).  
14 Lediglich bis zu 5% der Mittel stehen durch die sog. Member States compartments (Anteil in Verantwortung der  
   Mitgliedstaaten) unter geteilter Mittelverwaltung.  
15 Zu erwähnen sind hier insbesondere die Vorhaben zur Modernisierung, Dekarbonisierung und Verknüpfung des  
   transeuropäischen Energienetzes (TEN-E Verordnung). 
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Praktische Barrieren für die  
Zusammenarbeit in der grenzüber- 
greifenden Strukturwandelregion  
Lausitz beseitigen
Um den Strukturwandel beiderseits der Grenze er-
folgreich zu gestalten, ist auch eine stärkere grenz-
übergreifende Zusammenarbeit von großer Bedeu-
tung. Diese ist in der Lausitz teilweise bereits eng, 
bedarf jedoch der Vertiefung. Hierfür sind neben den 
bestehenden sowie den oben diskutierten Struktur- 
unterstützungen weitere Maßnahmen notwendig. 
Der Europäische Klimapakt, die gute Zusammenar-
beit im Rahmen der EU-Plattform für einen gerechten 
Übergang bzw. der EU-Plattform für Kohleregionen 
im Wandel und die vielfältigen selbstorganisierten 
Kooperationen in der Lausitz können Ausgangspunk-
te sein, um Wissensaustausch und Vernetzung zu 
vertiefen. Der Strukturwandel beiderseits der Grenze 
kann so gemeinsam von Bürgern und Bürgerinnen, 
Kommunen, gesellschaftlichen Akteuren, und den 
nationalen und subnationalen Regierungen vorange-
trieben werden. 

Der Wunsch nach stärkerer grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit ist in der Lausitz insbesondere auf 
lokaler Ebene stark vorhanden. Die grenznahen Re-
gionen sind dabei teils von nationalen Politikentschei-
dungen frustriert und versuchen, den Wandel proak-
tiv zu gestalten. Die Lausitz kann dabei auf eine aktive, 
aber stellenweise stark geforderte Zivilgesellschaft 
zählen (Staemmler, Priemer & Gabler, 2020). Das Bei-
spiel des Transformationskomitees der Region Turów 
zeigt, wie sich Kommunen und Zivilgesellschaft für 
eine grenzübergreifende Zusammenarbeit engagie-
ren. Dabei zielen sie statt auf nationale Fördermittel 
verstärkt auf die Einwerbung von EU-Förderungen 
ab, insbesondere nach der Konzessionsverlängerung 
für den Tagebau Turów und den Betrieb des Kraft-
werks Bogatynia bis 2044. Die Herausforderung be-
steht darin, die regionale Transformation frühzeitig 

voranzutreiben, auch wenn die Entscheidung für 
einen Kohleausstieg auf nationaler Ebene noch aus-
steht. In diesem Sinne sollte die Europäische Kom-
mission ihr Instrumentarium überdenken, um solche 
Regionen zu unterstützen, deren Transformationsbe-
mühungen von der nationalstaatlichen Ebene nicht 
ausreichend unterstützt werden.

In den letzten Jahren wurde der Erfahrungs- und 
Wissensaustausch in der Lausitzer Grenzregion 
durch EU-Initiativen vertieft. Ein Beispiel dafür ist die 
Zusammenarbeit in der EU-Plattform für einen ge-
rechten Übergang. Aber auch in Eigeninitiative wird 
auf lokaler Ebene die Vernetzung vorangetrieben, bei-
spielsweise durch das Forum of Mayors on Just Tran-
sition16, in dem sich Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister europäischer Kohleregionen austauschen und 
vernetzen, oder durch gemeinsame Positionierungen 
wie die Görlitzer Erklärung, die Empfehlungen an die 
Europäische Kommission enthält. Zudem existieren 
zahlreiche grenzübergreifende Städtepartnerschaf-
ten und Kooperationen in konkreten Projekten. Wir 
empfehlen, diese Maßnahmen weiter zu stärken und 
zu fördern.

Nur ein kleiner Teil der EU-Fördermöglichkeiten ist 
explizit auf grenzübergreifende Kooperation ausge-
richtet. Besondere Bedeutung haben in dieser Hin-
sicht die bereits heute genutzten EU-finanzierten 
Interreg-Projekte, im Rahmen derer viele kleinteilige 
Vorhaben gefördert werden. Diese stärken den wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen, und politischen Aus-
tausch zwischen den Regionen. Auch die Euroregio-
nen, von denen sich zwei auf die Lausitz erstrecken, 
werden hieraus gefördert.

16 https://regionsbeyondcoal.eu/



sprachigen Austausch, sondern auch Sprachbarrieren 
zum Englischen, die in der Zusammenarbeit lokaler 
Akteure auf EU-Ebene und mit EU-Akteuren beste-
hen. Die Kosten für Übersetzungen und Dolmetschen 
zu fördern, kann eine konkrete Maßnahme sein, um 
die Vertiefung grenzüberschreitender Kooperation 
voranzutreiben. 

Bei der Ausgestaltung nationaler und europäischer 
Förderungen ist in Erwägung zu ziehen, zu welchem 
Grad auch Maßnahmen jenseits der nationalen Gren-
zen gefördert werden können, wenn davon die Regi-
on insgesamt profitieren würde. Dies ist bisher nicht 
möglich. Schließlich fehlt es lokalen Verwaltungen, 
insbesondere abseits der größeren Städte in der Lau-
sitz, häufig an Expertise, um die Fördermöglichkeiten 
seitens der EU umfassend zu überschauen und zu nut-
zen. Kapazitätsaufbau und das Einrichten oder Ver-
bessern von Koordinierungs- und Verwaltungsstellen 
für EU-Fonds könnte hier Abhilfe schaffen.

12_IASS Policy Brief 6/2021

Im Allgemeinen sollte die Antragstellung und Mittel-
verwaltung im Rahmen der Interreg-Projekte jedoch 
vereinfacht werden, da sonst die Gefahr besteht, dass 
wichtige Initiativen ausgebremst werden. Hier sind 
nicht in erster Linie größere Projektvolumen erstre-
benswert, sondern eher der Abbau verwaltungstech-
nischer Hürden. Das schon existierende Interreg-Pro-
gramm V A Großregion hat zum Ziel, die negativen 
Auswirkungen nationaler Grenzen – beispielsweise 
in Form administrativer, juristischer und physischer 
Hürden – zu vermindern und vorhandenes Potenzial 
gemeinsam zu erschließen. Dies ist also ein wichtiger 
Ansatzpunkt für die Lausitz.

Damit die grenzübergreifende Kooperation effektiver 
für einen nachhaltigen Strukturwandel genutzt wer-
den kann, müssen jedoch weitere Herausforderungen 
adressiert werden. Zu nennen sind hier auf prakti-
scher Ebene Sprachbarrieren, die weiterhin bestehen. 
Dies betrifft nicht nur den deutsch- und polnisch-

Europäische Strukturwandelförderung für die deutsch-polnische Grenzregion
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